
NIEDERSCHRIFT 

  zur 25. Sitzung des Gemeinderates 
in der 15. Funktionsperiode ab 1954 am Donnerstag, den 29. August 2024  

um 20.00 Uhr im Gemeindeamt Hinterbrühl, Hauptstraße 29a. 
 
 

Anwesend sind: 
Bgm. Mag. Erich Moser 
Vbgm. Ulrike Götterer 
gfGR Peter Durec 
gfGR Dr. Hansjörg Preiss 
gfGR Peter Pikisch 
GR Diego Vizuete Barahona 
GR Elisabeth Csekits  
GR Gerhard Haindl 
GR Christine Neumann 
GR Lukas Hanzl 
 

gfGR Mag. Johannes Schwertner 
gfGR Johanna Riedl 
GR Anita Scherz  
GR DI Gottfried Arnold 
GR Elias Scherz 
GR Mag. Dr. Michael Weihs  
 
GR Franz Libardi 
GR Brigitte Holzer  
 
GR Mag.rer.soc.oec. Robert Prasnikar 

Vorsitz: 
Bgm Mag. Erich Moser 
 

 

Schriftführer: 
AL Julia Holzer 

Entschuldigt abwesend: 
GR Richard Mayssen 
GR Mag. Claudia Haider-Kasztler 
GR Harald Mayerhofer 
GR Michael Mayer-Wildenhofer 
GR Dr. Amilcar Vizuete Barahona 
gfGR Heinrich Holzer 

 

Tagesordnung 
GR öffentlicher Teil 

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 25.06.2024 
3. Bericht des Bürgermeisters 
4. Nutzungsvereinbarung für vorübergehende Unterbringung Schülerhort 
5. Verkauf Baurecht EZ 1582, KG Hinterbrühl - Vertrag 
6. Hauptstraße Ost - E-Bike Ladestation und Servicestelle 
7. Hauptstraße Ost - digitaler Schaukasten 
8. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – Baustellenkoordinator 
9. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – WC-Container 
10. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – Aufzug  
11. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht 
12. Förderung Wasserwirtschaftsfond – digitaler Leitungskataster BA 103 
13. Umweltförderung (KPC) – digitaler Leitungskataster BA 103 
14. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 

 

GR nicht öffentlicher Teil 

15. Wohnungsangelegenheiten – Hauptstr. 19/6/5 
16. Gegebene Darlehen 
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GR öffentlicher Teil 
 
Folgende Dringlichkeitsanträge wurden vom Bürgermeister Erich Moser eingebracht. 
 

• Verhängung einer Bausperre gemäß § 35 (1) NÖ ROG 2014 idgF. für die Katastral-
gemeinde Hinterbrühl für die als Wohnbauland gewidmeten Teilflächen der 
Parzellen 720/2, 713/13, 713/6 und 713/5 (gemäß Planbeilage Plan Nr.: R-
1901/Bausperre_20214, die Landschaftsplaner.at Ziviltechnikergesellschaft m.b.H 
vom 16.08.2024) 
 

• Personalangelegenheiten – einvernehmliche Dienstauflösung 
 
 
Bgm Moser stellt den  
Antrag, den Dringlichkeitsantrag Verhängung einer Bausperre gemäß § 35 (1) NÖ 

ROG 2014 idgf in die Tagesordnung unter Top 13a (öffentlicher Teil) 
aufzunehmen. 

Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
Bgm Moser stellt den  
Antrag, den Dringlichkeitsantrag Personalangelegenheiten – einvernehmliche 

Dienstauflösung in die Tagesordnung unter Top 17 (nicht öffentlicher Teil) 
aufzunehmen. 

Beschluss: einstimmig angenommen 
 
Somit ergibt sich folgende neue Tagesordnung: 
 
GR öffentlicher Teil 

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 25.06.2024 
3. Bericht des Bürgermeisters 
4. Nutzungsvereinbarung für vorübergehende Unterbringung Schülerhort 
5. Verkauf Baurecht EZ 1582, KG Hinterbrühl - Vertrag 
6. Hauptstraße Ost - E-Bike Ladestation und Servicestelle 
7. Hauptstraße Ost - digitaler Schaukasten 
8. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – Baustellenkoordinator 
9. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – WC-Container 

10. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – Aufzug  
11. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht 
12. Förderung Wasserwirtschaftsfond – digitaler Leitungskataster BA 103 
13. Umweltförderung (KPC) – digitaler Leitungskataster BA 103 
13.a Verhängung einer Bausperre gemäß § 35 (1) NÖ ROG 2014 
14. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 

 

GR nicht öffentlicher Teil 

15. Wohnungsangelegenheiten – Hauptstr. 19/6/5 
16. Gegebene Darlehen 
17. Personalangelegenheiten – einvernehmliche Dienstauflösung 

 
1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 19.31 Uhr und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
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2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 25.06.2024 
Bis zum Beginn der Sitzung wurden keine schriftlichen Einwände gegen das Protokoll 
eingebracht, daher gilt das Protokoll als genehmigt. 
 
 
3. Bericht des Bürgermeisters 
Sanierung Hauptstraße Ost, BT 3: die Straße ist zu einem großten Teil wieder benutzbar, 
die Sanierungsarbeiten/Bauarbeiten im Sommer  waren eine große Herausforderungen, 
es wird in den nächsten Wochen noch Arbeiten an der Straße/Nebenanalagen geben, wie 
Bepflanzungen, Straßenmarkierungen usw. 
 
Zu- und Umbau Volksschule/Hort: die Sanierung der Sanitäranlagen wurde im Sommer 
begonnen, und im Garten der Volksschule erfolgte schon der Aushub und div. 
Bodenarbeiten für den Zubau. 
 
Auflage Änderung der Bebauungsbestimmungen: die Auflage der Änderungen ist beendet, 
es sind einige Stellungnahmen dazu am Gemeindeamt eingelangt. Diese werden derzeit 
geprüft. Das Thema soll im Gemeinderat im September behandelt werden. 
 
4. Nutzungsvereinbarung – vorübergehende Unterbringung Schülerhort 
Wärend der Bauphase in der Volksschule sollen die beiden Hortgruppen, die in der 
Volksschule untergebracht sind, in die Räumlichkeiten der Pfarre verlegt werden. Am 
22.05.2023 wurde eine Begehung der Räumlichkeiten in der Pfarre von der 
Bildungsdirektion NÖ durchgeführt. Die Räume können als Provisorium verwendet 
werden. In den zu erfüllenden Auflagen ist eine schriftliche Übereinkunft bezüglich der 
Nutzung zu treffen. In Absprache mit der Pfarre wurde eine Nutzungsvereinbarung 
aufgesetzt. (Beilage 1) 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Nutzungsvereinbarung für die Unterbringung von 2 Hortgruppen in den 

Räumlichkeiten der Pfarre zu beschließen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
5. Kaufvertrag Baurecht EZ 1582 KG Hinterbrühl  
Im Jahr 2012 wurde ein Baurechtsvertrag zwischen der Marktgemeinde Hinterbrühl und 
der Erzdiözese Wien aufgesetzt. Im Zuge des Bauträgerwettbewerbs „Betreutes, Junges 
und Gefördertes Wohnen bei der Sauerstiftung“ wurde das Projekt der Alpenland in der 
Jurysitzung als Siegerprojekt gekürt. Das Baurecht der Marktgemeinde Hinterbrühl soll 
nun an die gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „Alpenland“ 
verkauft werden. Es wurde bereits ein Kaufvertragsentwurf im Ausschuss öffentlicher 
Hochbau, dazugehörige Anlagen und Fuhrpark am 14.04.2021 besprochen und 
beschlossen. In dieser Sitzung wurde auch der Kaufpreis mit € 800.000,- festgelegt. Eine 
Grobwerteinschätzung eines Sachverständigen für die Baurechtseinlagezahl 1582 
(Stammeinlage EZ 884) KG 16113 Hinterbrühl liegt vor. Mit dem Juristen der Gemeinde 
und in Absprache mit dem Rechtsbüro der Alpenland wurde der Kaufvertragsentwurf 
überarbeitet, dieser liegt nun zur Beschlussfassung auf. (Beilage 2) 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, den vorliegenden Kaufvertrag zu beschließen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
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6. Hauptstraße Ost – E-Bike Ladestation und Servicestelle 
Im Zuge der Sanierung der Hauptstraße wurde angedacht eine E-Bike Ladestation und 
Servicestelle einzurichten. Dieses soll zwischen Kirche und Musikschule situiert werden. 
Die notwendigen Vorkehrungen wie Stromanschlüsse und div. Leitungen wurden bereits 
getroffen. Zum Teil befindet sich die Ladestation auf der Grünfläche vor dem Gebäude der 
Kirche. Dafür wird noch eine Vereinbarung über die Nutzung des Grundstückes 
aufgesetzt. Es liegt ein Angebot für die Errichtung einer E-Bike Ladestation inkl. 
Servicestelle von der Firma MEGAtimer GmbH – bike-energy in der Gesamthöhe von € 
13.663,20 inkl. MwSt. vor. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Firma MEGAtimer GmbH – bike-energy lt. Angebot in Höhe von € 

13.663,20 inkl. MwSt. zu beauftragen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
7. Hauptstraße Ost – digitaler Schaukasten 
Entlang des Mödlingbaches auf der Hauptstraße zwischen Kirche und Musikschule 
befanden sich vor der Sanierung Schaukästen von div. Vereinen und der Feuerwehr. Im 
Zuge der Sanierung der Hauptstraße wurde angedacht der Zeit entsprechend einen 
digitalen Schaukasten einzurichten. Dieser soll zwischen Kirche und Musikschule auf der 
Grünfläche vor der Kirche situiert werden. Die notwendigen Vorkehrungen wie 
Stromanschlüsse und div. Leitungen wurden bereits getroffen. Für die Nutzung des 
Kirchengrundstückes wird noch eine Vereinbarung über die Nutzung aufgesetzt.  
Es wurden mehrere Firmen angefragt. 2 Angebote wurden vorgelegt und auch eine 
Erweiterung zur Nutzung als digitale Amtstafel ab 2025 angedacht.  
Die Firma Smart Alliance GmbH bietet das ideale Service in Kombination mit Gem2go und 
zu einem späteren Zeitpunkt kann auch auf die digitale Amtstafel nachgerüstet werden. 
Es liegt ein Angebot der Firma Smart Alliance GmbH in Höhe von € 19.590,- exkl. MwSt 
vor. Die monatlichen Servicegebühren belaufen sich inkl. der Gem2Go Schnittstelle auf € 
197,- 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Firma Smart Alliance GmbH laut Angebot in Höhe von € 19.590,- exkl. 

MwSt. zu beauftragen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
8. Zu- und Umbau Hort/Volksschule - Baustellenkoordinator 
Im Zuge der Bautätigkeit in der Volksschule wurde ein Baustellenkoordinator 
vorgeschrieben. Es liegt ein Angebot von DI Norbert FLORIAN in Höhe von € 9.280,- exkl. 
MwSt für 17 Monate Bauzeit vor.  
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, DI Norbert FLORIAN mit der Baustellenkoordination laut Angebot in Höhe 

von € 9.280,- exkl. MwSt zu beauftragen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
9. Zu- und Umbau Hort/Volksschule – WC-Container 
Auf Grund des verspäteten Baubeginns werden die Sanitäranlagen erst im Oktober 
fertiggestellt. Daher muss ein WC-Container bis Anfang November zur Überbrückung 
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bereitgestellt werden. Die Anschlüsse für Strom, Wasser und Abwasserkanal werden von 
den bereits beauftragen Firmen hergestellt. Die beiden Sanitärcontainer werden im 
Innenhof aufgestellt. Ein überdachter Zugang wird eingerichtet. Es liegt ein Angebot der 
Firma Handler Bau GmbH in Höhe von € 8.652,50 inkl. MwSt. vor die Container vor. 
Dieses wurde auch von der ÖBA geprüft und freigegeben.  
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, das Angebot in Höhe von € 8.652,50 inkl. MwSt der Firma Handler Bau 

GmbH für die Bereitstellung der WC-Container zu beauftragen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
10. Zu- und Umbau Hort/Volksschule - Aufzug 
In Zuge des Zu- und Umbaus der Volksschule soll ein Personenaufzug eingebaut werden. 
Die Kosten dafür wurden bereits in die Planung des Projekts aufgenommen. Es liegen 
folgende Angebote vor: 
 
Aufzüge Friedl GmbH € 33.643,20 
GS-Aufzüge Cibes GmbH € 34.200,00 
Weigl-Aufzüge GesmbH & Co KG € 43.080,00 
Secon GmbH & Co KG € 43.950,00 
 
Der Vergabevorschlag lautet auf den Billigstbieter Aufzüge Friedl GmbH. Ein Bericht des 
Planungsbüros für den Vergabevorschlag liegt vor. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Firma Aufzüge Friedl GmbH lt. Angebot in Höhe von € 33.643,20 inkl. 

MwSt zu beauftragen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
11. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht 
Im Jahre 1960 wurden Grundstücke der Gemeinde geteilt und als Bauplätze verkauft. Im 
Kaufvertrag wurde folgendes festgehalten: 
 

Auszug Kaufvertrag 
III 

Die Verkäuferin hat ausbedungen, dass die Käufer bzw. Käufer-Ehepaare und zwar alle 
auf dem von ihnen erworbenen Bauplatz innerhalb von 5 Jahren vom Tage der 
Unterfertigung dieses Kaufvertrages an ein Wohnhaus errichten und dass dasselbe 
innerhalb dieser Frist beziehbar fertiggestellt wird. Die Käufer nehmen diese Auflage 
ausdrücklich an und verpflichten sich also gemäß Vorstehendem, innerhalb von 5 Jahren 
jeder auf seinem Bauplatz ein Wohnhaus zu errichten und fertigstellen zu lassen. 
Die Verkäuferin bedingt sich gegenüber den Käufern das Recht des Wiederkaufes gemäß 
§ 1068 ff. ABGB aus und erklärt gleichzeitig, von diesem Wiederkaufsrecht nur dann 
Gebrauch zu machen, wenn der betreffende Käufer der Verpflichtung zur Herstellung des 
Wohnhauses nicht im vollem Umfange rechtzeitig entsprochen haben sollte. In diesem 
Falle würde die Verkäuferin an die Käufer denselben Kaufpreis zurückvergüten, wlechen 
sie laut Inhalt dieser Urkunde bei Kaufabschluss erhalten hat, während die Käufer das 
Kaufgrundstück in einem nicht verschlechterten Zustande zurückzustellen hätten. Die 
Käufer erklären sich damit einverstanden und verplichten sich zugleich, im gegebenen 
Falle auch die mit der Ausübung des Wiederkaufsrechtes durch die Verkäuferin 
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verursachten Kosten, Steuern und Gebühren zu tragen bzw der Verkäuferin zu ersetzen, 
Dieses Wiederverkaufsrecht wird grundbücherlich einverleibt.  
 
Für das Grundstück 80/17, EZ 972, KG Hinterbrühl, liegt ein Antrag auf Löschung des 
Wiederkaufsrechtes der derzeitigen Grundstückseigentümer durch den öffentlichen Notar 
Dr. Matthias Mlynek vor. Das Grundstück wurde bebaut und die Auflagen im Kaufvertrag 
erfüllt. 
 
Bgm. Moser stellt den  
Antrag,  der Löschung des Wiederkaufsrechtes der Liegenschaft EZ 972 wie 

vorgebracht zuzustimmen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
12. Förderung Wasserwirtschaftsfond – digitaler Leitungskataster BA 103 
Eine Zusicherung von Fördermitteln aus dem NÖ Wasserwirtschaftsfond für das Vorhaben 
Abwasserentsorgungsanlage Hinterbrühl, Digitalter Leitungskataster, Bauabschnitt 103, 
wurde am 27.06.2024 an die Gemeinde übermittelt. Die förderbaren Kosten betragen € 
89.000,- die vorläufige Pauschalförderung im Ausmaß von € 2.885,- wird zu den 
festgesetzten Bedingungen im Vertrag zugesichert. Dafür ist eine Erklärung der Annahme 
der Zusicherung abzugeben. (Beilage 3)  
 
Bgm. Moser stellt daher den 
Antrag,  der Zusicherung der Fördermitteln aus dem NÖ Wasserwirtschaftsfond 

unter den festgesetzten Bedingungen zuzustimmen.  
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
13. Förderung KPC – digitaler Leitungskataster BA 103 
Für das Vorhaben Abwasserentsorgungsanlage Hinterbrühl, BA 103, Leitungsinforma-
tionssystems wurde um eine Förderung aus Mitteln der Umweltförderung eingereicht. 
Diese wurde positiv beurteilt. Der Fördervertrag wurde im Juni an die Gemeinde 
übermittelt. Die förderbaren Investitionkosten betragen € 89.000,-. Der vorläufige 
Pauschalförderung für das Leitungsinformationssystem beträgt € 11.420,-. (Beilage 4) 
 
Bgm. Moser stellt daher den 
Antrag,  dem Fördervertrag wie vorgebracht zuzustimmen 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
13a. Verhängung einer Bausperre gemäß § 35 (1) NÖ ROG 2014 idgF.  

für die Katastralgemeinde Hinterbrühl für die als Wohnbauland gewidmeten 
Teilflächen der Parzellen 720/2, 713/13, 713/6 und 713/5 (gemäß Planbeilage Plan Nr.: 
R-1901/Bausperre_20214, die Landschaftsplaner.at Ziviltechnikergesellschaft m.b.H 
vom 16.08.2024) 

Die ggst. Flächen liegen am nördlichen Siedlungsrand der KG Hinterbrühl und weisen in 
Summe einen Baulandanteil von knapp 8.200 m² auf. Die Flächen sind zur Gänze 
unbebaut, großteils bewaldet und liegen überwiegend innerhalb des Natura 2000 Gebiets 
Wienerwald-Thermenregion. Nördlich gehen die ggst. Baulandflächen in geschlossene 
Waldbereiche über. Die südlich angrenzende, bereits bebaute Parzelle 713/3 weist als 
Naturdenkmal geschützte Schwarzföhren mit landschaftsbildprägender Wirkung auf. 
Die Flächen sind als Bauland Wohngebiet gewidmet und mit einer Beschränkung auf 3 
Wohneinheiten (BW-3WE) pro Grundstück versehen. 
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Die Bebauungsdichten im Bebauungsplan sind mit 5% im nördlichen und 20% im 
südlichen Teilbereich geregelt.  
Eine Anbindung an das öffentliche Gut ist lediglich im Bereich der als Fahnenparzellen 
gestalten Grundstücke 720/2 und 713/5 gegeben, wobei der streifenförmige 
„Zufahrtsbereich“ zur Parzelle 713/5 teilweise unter 2,0 m beträgt.  
Mittels der beabsichtigten Änderung des Bebauungsplans sollen sowohl die Sicherung 
und ortsverträgliche Weiterentwicklung des strukturellen Charakters bzw. der 
gewachsenen Siedlungsstruktur als auch die Vereinbarkeit mit der sozialen und 
technischen Infrastruktur gewährleistet und klimawandelrelevante, ressourcenschonende 
Maßnahmen gefördert werden.  
Die Bausperre erfolgt zur Sicherung der Durchführung der Grundlagenforschung zur 
Änderung des Bebauungsplans. 
 
Die Verordnung der Bausperre verfolgt den Zweck, die Durchführung von Bauvorhaben, 
die dem genannten Ziel möglicherweise entgegenstehen, so lange zu unterbinden, bis der 
Bebauungsplan mit präzisierten Zielvorstellungen und geänderten Festlegungen verordnet 
wurde. 
 

KUNDMACHUNG 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Hinterbrühl hat in seiner Sitzung am 29.08.2024, 
TOP 13a folgende 

 

V E R O R D N U N G 
 

beschlossen: 
 

§1 

Bausperre 

 

Die Marktgemeinde Hinterbrühl beabsichtigt die Änderung des Bebauungsplans gem. §34 (1) NÖ 

ROG 2014 idgF.  

Gemäß § 35 (1) NÖ ROG 2014 idgF. wird für die Katastralgemeinde Hinterbrühl für die als 

Wohnbauland gewidmeten Teilflächen der Parzellen 720/2, 713/13, 713/6 und 713/5 (gemäß 

Planbeilage Plan Nr.: R-1901/Bausperre_20214, die Landschaftsplaner.at 

Ziviltechnikergesellschaft m.b.H vom 16.08.2024) eine Bausperre erlassen. 

 

§2 

Zweck der Bausperre 

 

Die ggst. Flächen liegen am nördlichen Siedlungsrand der KG Hinterbrühl und weisen in Summe 

einen Baulandanteil von knapp 8.200 m² auf. Die Flächen sind zur Gänze unbebaut, großteils 

bewaldet und liegen überwiegend innerhalb des Natura 2000 Gebiets Wienerwald-Thermenregion. 

Nördlich gehen die ggst. Baulandflächen in geschlossene Waldbereiche über. Die südlich 

angrenzende, bereits bebaute Parzelle 713/3 weist als Naturdenkmal geschützte Schwarzföhren 

mit landschaftsbildprägender Wirkung auf. 

Die Flächen sind als Bauland Wohngebiet gewidmet und mit einer Beschränkung auf 3 

Wohneinheiten (BW-3WE) pro Grundstück versehen. 

Die Bebauungsdichten im Bebauungsplan sind mit 5% im nördlichen und 20% im südlichen 

Teilbereich geregelt.  
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Eine Anbindung an das öffentliche Gut ist lediglich im Bereich der als Fahnenparzellen gestalten 

Grundstücke 720/2 und 713/5 gegeben, wobei der streifenförmige „Zufahrtsbereich“ zur Parzelle 

713/5 teilweise unter 2,0 m beträgt.  

 

Der Siedlungskörper der KG Hinterbrühl ist generell stark durchgrünt und von vergleichsweise 

großflächigen Grundstücken geprägt. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts erfährt die KG Hinterbrühl 

eine kontinuierliche Siedlungserweiterung, welche oft uneinheitliche Bebauungsformen mit sich 

brachte und die heute vorzufindende siedlungsstrukturelle Heterogenität begründet. Im gestreckten 

Siedlungskörper sind räumlich eng aneinander liegend zentrumsnahe dichte 

Geschoßwohnungsbauten, Einfamilienhäuser, Villen, Reihenhaussiedlungen und 

Mehrfamilienhäuser sowie jüngere Einfamilienhaussiedlungen neben traditionellen 

Wienerwaldvillen in den Siedlungsrandbereichen vorzufinden.  

Hinsichtlich des von der Nähe zu Wien geprägten Siedlungsdrucks sind wesentliche Ziele der 

Gemeinde die Erhaltung ihrer charakteristischen Siedlungs- und Bebauungsstruktur, die 

Konzentration der Nachverdichtung auf geeignete Bereiche sowie die Einhaltung einer mit der 

technischen und sozialen Infrastruktur abgestimmten Bevölkerungszahl.  

Entsprechend der Bevölkerungsentwicklung in der jüngeren Vergangenheit beabsichtigt die 

Gemeinde Hinterbrühl eine maßvolle Innenverdichtung und lediglich ein gedämpftes Wachstum. 

Ein Schwerpunkt wohnbaulicher und siedlungsstruktureller Entwicklungen ist insbesondere im 

gem. ÖEK als Subzentrum ausgewiesenen Bauland Kerngebiet im Südwesten des Ortsgebiets der 

KG Hinterbrühl vorgesehen. Für weite Teile des Ortsgebiets wird jedoch die Erhaltung der 

charakteristischen Siedlungs- und Bebauungsstrukturen und des damit verbundenen hohen Grün- 

und Freiflächenanteils als vorrangig erachtet.  

Die innerörtlichen oder am Siedlungsrand gelegenen Grünstrukturen inkl. besonders orts- und 

landschaftsbildprägender Altbaumbestände bilden einen charakteristischen für das Kleinklima 

wirksamen Grünbereich des Siedlungsgebiets, der maßgeblich wertgebend für die KG Hinterbrühl 

und die ansässige Bevölkerung ist.  

 

Die Planungsabsichten der Gemeinde sind auf nachfolgende geänderte Planungsgrundlagen in 

Folge struktureller Entwicklungen zurückzuführen:  

- Mit dem Klimawandel liegen im Vergleich zur erstmaligen Erlassung des Bebauungsplans 

Hinterbrühl geänderte Planungsgrundlagen vor, die Anpassungen an die geänderten 

Rahmen- bzw. Klimabedingungen erfordern.  

- Der zunehmende Verlust an Biodiversität erfordert den Schutz von Lebensräumen und 

Artenvielfalt als zentralen Bestandteil der Raum- und Bebauungsplanung. 

- Angesichts der zunehmenden Flächenversiegelung und damit verbundenen 

Umweltbelastungen erfordert der Schutz von Klima und Biodiversität eine Überprüfung und 

Anpassung der Siedlungsplanung. 

- Geänderte gesellschaftliche Entwicklungen gehen mit einer Projekt- und Planungskultur 

einher, die den bestehenden Bebauungsstrukturen entgegenwirken und vermehrt 

ortsuntypische Baukörperanordnungen und -größen und ressourcenzehrende 

Erschließungsstrukturen vorsehen. Dies ist insbesondere in naturräumlich sensiblen oder 

strukturell nur bedingt tauglichen Baulandbereichen, die vormalig nicht oder nur einer 

zurückhaltenden Bebauung zugeführt wurden, festzustellen.  

 
Mittels der beabsichtigten Änderung des Bebauungsplans sollen sowohl die Sicherung und 

ortsverträgliche Weiterentwicklung des strukturellen Charakters bzw. der gewachsenen 

Siedlungsstruktur als auch die Vereinbarkeit mit der sozialen und technischen Infrastruktur 

gewährleistet und klimawandelrelevante, ressourcenschonende Maßnahmen gefördert werden.  

Die Bausperre erfolgt zur Sicherung der Durchführung der Grundlagenforschung zur Änderung des 

Bebauungsplans. 
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Die Verordnung der Bausperre verfolgt den Zweck, die Durchführung von Bauvorhaben, die dem 

genannten Ziel möglicherweise entgegenstehen, so lange zu unterbinden, bis der Bebauungsplan 

mit präzisierten Zielvorstellungen und geänderten Festlegungen verordnet wurde.  

 

§3 

Ziel der Bausperre 

 

Entsprechend den unter §2 dargelegten strukturellen Entwicklungen und geänderten 

Planungsgrundlagen beabsichtigt die Marktgemeinde Hinterbrühl den Bebauungsplan abzuändern.  

 

Die Zielsetzungen für die Bebauungsplanänderungen lauten: 

- Die genannten Grünflächen weisen aufgrund ihrer naturräumlichen Gegebenheiten und der 

Ausdehnung der zusammenhängenden Flächen besonderes Potential auf, um im Zuge der 

Bebauungsplanung weiteren Verlusten an Biodiversität entgegenzuwirken und effektive 

klimawirksame Maßnahmen zu realisieren. 

Um diese Grünflächen bzw. einen hohen Anteil an unbebauten und unversiegelten 

Bereichen innerhalb des als Wohnbauland gewidmeten Ortsgebiets zu sichern, soll die 

Festlegung von Freiflächen oder Baufluchtlinien geprüft werden. Mit dieser Maßnahme 

sollen der durch den erhöhten Siedlungsdruck bedingte Verlust von zusammenhängenden 

siedlungsinternen Grünräumen reduziert und gleichzeitig bioklimatisch und 

landschaftsökologisch relevante positive Wirkungen für den Siedlungsraum gesichert 

werden.  

- Zusätzlich soll geprüft werden, die Mindestgrundstücksgrößen auf etwa 2.500 m² 

anzuheben. Dies soll gewährleisten, in Verbindung mit den im Bebauungsplan festgelegten 

Bebauungsdichten, der besonderen naturräumlichen Lage und den ungünstigen 

Erschließungsvoraussetzungen möglichst ausgedehnte und zusammenhängende 

unbebaute Flächen zu erhalten.  

- Da die ggst. Grünflächen mit den umliegenden Waldbeständen und Grünstrukturen vernetzt 

sind, innerhalb des Natura 2000 Gebiets liegen sowie besondere Qualitäten und Potentiale 

im Hinblick auf mikroklimatische Effekte und Biodiversität aufweisen, wird für die o.a. 

Grundstücke die Festlegung einer großflächig zusammenhängenden Freifläche erörtert. 

- Entsprechend der naturräumlich sensiblen Lage am Siedlungsrand und innerhalb eines 

Schutzgebiets sowie auf Grund ungünstiger infrastruktureller Voraussetzungen wird eine 

Harmonisierung der Bebauungsdichte für den gesamten Bereich und damit eine 

Dichtereduktion für die Teilbereiche mit 20% Bebauungsdichte geprüft.  

 

Durch die o. a. Maßnahmen sollen u. a. die unter §2 angeführten mikroklimatisch und 

landschaftsökologisch wirksamen Strukturen nach Möglichkeit erhalten bzw. gefördert, räumliche 

Strukturen mit einem hohen Maß an Lebensqualität ermöglicht, und attraktive Gestaltungen 

klimaangepasster Bebauungs- und Grünraumstrukturen mit einer hohen Aufenthaltsqualität initiiert 

werden.  

 

§4 

Wirkung 

 

Gemäß § 35 (4) NÖ ROG 2014 hat diese Bausperre die Wirkung, dass eine Bauplatzerklärung 

nicht erfolgen darf und Vorhaben nach § 14 u. § 15 NÖ BO 2014 idgF. unzulässig sind, wenn 

durch sie der Zweck der Bausperre gefährdet würde.  

Bauverfahren, die im Zeitpunkt der Kundmachung der Bausperre bereits anhängig waren, werden 

hierdurch nicht berührt.  
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§5 

Geltungsdauer 

 

Die Verordnung tritt gemäß § 59 Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung mit dem Tag der Kundmachung in 

Kraft. 

 

Die Bausperre tritt zwei Jahre nach ihrer Kundmachung außer Kraft, wenn sie nicht zuvor 

aufgehoben oder vor Ablauf dieser Frist einmalig für ein Jahr verlängert wird. 

 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Verordnung über die Verhängung der Bausperre wie vorgebracht zu 

beschließen. 
Beschluss: Antrag wird einstimmig angenommen 
 
 
14. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 
GR Arnold: einige Bürger haben sich über die massive Erhöhung der Wassergebühren 
beschwert. Der Wasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden (WLV) 
hat den Preis massiv angehoben. GR Arnold fragt an, ob es sinnvoll war, damals die 
Entscheidung zu treffen, die eigenen Quellen an den Wasserleitungsverband zu vergeben.  
GR Csekits erklärt, dass die eigenen Quellen weiterhin bestehen, es wird nur zugespeist, 
wenn zu wenig Wasser in den eigenen Quellen vorhanden ist. 
Bgm Moser erklärt, dass es in der heutigen Zeit auf Grund von Auflagen und 
Qualitätsmerkmalen nicht mehr denkbar ist, eine eigene Quelle für die Ortsversorgng zu 
betreiben. 
gfGR Durec merkt an, dass der Verband nicht gewinntorientiert ist, und auf Grund eines 
neuen Brunnenbaues und den Umstand, dass die Wasserpreise seit 30 Jahren nicht 
erhöht wurden, die Preisanpassung erforderlich war.  
GR Arnodl regt an, die Bevölkerung über die Gründe der Preiserhöhung zu informieren. 
 
GR Arnold fragt an, warum die Aufgrabung auf der Hauptstraße 1. Teil im Zuge eines 
privaten Bauverhabens nicht untersagt wurde. Es ist doch bekannt, dass eine 
Aufgrabungssperre von 3-4 Jahren in sanierten Bereichen möglich ist. Bgm Moser erklärt, 
dass es sich hier um einen Wasseranschluss gehandelt hat und diese Aufgrabung seitens 
der Gemeinde nicht verwehrt werden konnte.  
 
gfGR Schwertner möchte informationen, ob es Gespräche mit Bundesstraßenbetreiber der 
B 11 gibt, da diese Straße in einem sehr schlechten Zustand ist. Bgm Moser informiert, 
dass das Land schon einmal interessiert war die Straße in diesem Bereich zu sanieren, 
jedoch die Hauptstraße in den letzten Jahren vorranging war. Im Moment hat es keine 
Informationen und Gespräche gegeben, es wurde auch vermittelt, das auf Grund der 
Sanierung der Hauptstraße, in den nächsten 2-3 Jahren keine finanziellen Mittel seitens 
des Landes für eine Sanierung vorgesehen sind. Sollte eine Sanierung angedacht werden, 
sind hier auch Massnahmen betreffend Nebenanlagen und zur Entschärfung des Verkehrs 
zu treffen. Die Straßenführung der Gaadnerstraße muss einen anderen Charakter 
erhalten. Dies ist dann auch für die Gemeinde sehr kostenintensiv, wie man ja an der 
Hauptstraße sieht. 
 
GR A. Scherz berichtet über Gerüchte betreffend Billa Neubau. Es wird von Bürgern 
berichtet, das noch keine Genehmigung für den Neubau vorliegt und die Gemeinde bzw. 
das Bauamt zur Verschleppung auf Grund von nicht übermittelten Unterlagen beigetragen 
hat.  
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Bgm Moser erklärt, dass dies absolut nichts mit dem Bauamt zu tun hat. Es sind alle 
Beteiligten bemüht, dieses Projekt so schnell wie möglich voranzutreiben. Es finden 
laufend Gespräche mit allen Beteiligten statt. Die Behörde für die Bewilligung des neuen 
Billas ist die Bezirkshauptmannschaft Mödling.  
 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
Der Vorsitzende schließt die öffentliche Sitzung um 20.21 Uhr.  
 
Über den nicht öffentlichen Teil der Sitzung wird eine eigene Niederschrift verfasst. 
 
 
 
 
__________________________  __________________________ 
             Schriftführer      Vorsitzender 
          (Julia Holzer)                         (Bgm. Mag. Erich Moser) 
 
Für die Fraktionen: 
 
 
 
___________________________   ___________________________ 
ÖVP (gfGR Dr. Hansjörg Preiss)   UBL (gfGR Johanna Riedl) 
 
 
 
___________________________ ____________________________ 
SPÖ (gfGR Heinrich Holzer) FPÖ (GR Mag.rer.soc.oec Robert Prasnikar) 
 
 
 
 


